
Bayerns Wirtschaftsminister
Martin Zeil erklärte jüngst: „Die
Energiewende beginnt im Kopf.“
Recht hat er! Aber er meinte damit
eher den Umstand, dass man auf
der einen Seite nicht die Energie-
wende befürworten und auf der
anderen die damit einhergehen-
den baulichen Maßnahmen rege-
nerativer Energieanlagen ableh-
nen dürfe – nur weil sie jetzt in der

Fläche und damit unter Umstän-
den auch vor der eigenen Haustü-
re angesiedelt werden.

Art und Umfang regenerativer
Energieanlagen – und damit auch
das Streitpotential – lassen sich
verringern, wenn sich die Er-
kenntnis durchsetzt, in erster Li-
nie den Energiebedarf zu senken.
Aber auch das muss in den Köp-

Die gesellschaftliche Energieeffizienz sollte im Fokus der Energiewende stehen

Mut zum Paradigmenwechsel

Von
Peter Aicher,
Präsident des
Landesinnungs-
verbands des
Bayerischen
Zimmererhand-
werks

fen erst mal reifen. Am besten so
schnell wie möglich, bevor die
Streitereien noch mehr die Bevöl-
kerung vor Ort spalten. Deshalb
an dieser Stelle unser Appelle an
alle Politiker: In erster Linie geht
es um Energieeffizienz. Und damit
ist nicht nur der Wirkungsgrad der
Energieanlage vor Ort gemeint,
sondern die gesamtwirtschaftli-
che, ja die gesellschaftliche Ener-
gieeffizienz.

Das Bayerische Zimmerer- und
Holzbaugewerbe zeigt hierzu fol-
gende Ansatzpunkte auf:
• Energieeinsparung infolge ver-
änderter Konsummuster und
Wertpräferenzen,
• Effizienzsteigerung technischer
Anlagen durch Innovationen so-
wie
• Ersatz fossiler und atomarer
Energien durch erneuerbare Ener-
giequellen.

In Anbetracht der Kompeten-
zen, die die bayerische Forst- und
Holzwirtschaft in sich vereinen,
kann „Bauen mit Holz“ einen we-
sentlichen Beitrag zur Energie-
wende leisten. Denn das „Bauen
und Nutzen“ von Gebäuden bean-

sprucht etwa 50 Prozent des der-
zeitigen weltweiten Energieauf-
kommens für sich. Auch dürfen
wir nicht der Verlockung erliegen,
dass der Wald vorrangig regenera-
tiver Energielieferant ist.

So beweisen Studien namhafter
Forschungsinstitute, dass die
stoffliche Verwendung von Holz,
wozu auch der Holzbau zählt, so-
wohl klimapolitisch wünschens-
werte Effekte erzielt, in dem er das
im Baum gebundene CO2 weiter-
hin im Holzprodukt konserviert.
Und dabei auch eine Wertschöp-
fung ermöglicht, die 15-mal höher
ist als im Falle der energetischen
Verwertung. Der Beschäftigungs-
faktor ist sogar 100-mal höher.
Und das vor allem in der Fläche,
also im ländlichen Raum. Denn
sowohl die Forstwirtschaft als
auch die Holz bearbeitenden und
Holz verarbeitenden Betriebe sind
in der Fläche präsent. Das macht
Forst- und Holzwirtschaft für
Bayern strukturpolitisch so wert-
voll.

Die Energiewende beginnt wirk-
lich im Kopf - man muss es einfach
nur zulassen und den neuen Wegen

eine Chance geben. Derzeit findet
im Architekturmuseum eine Aus-
stellung statt, die unsere Visionen
erklärt und konkrete Lösungen
aufzeigt. Der Lohn aller Bemühun-
gen zur Energiewende: mehr Le-
bensqualität. Gesellschaft, Politik
und wir Unternehmer der Forst-
und Holzwirtschaft sind gleicher-
maßen gefordert anzupacken:
• Wertbringende Holzverwendung
als Schlüssel zum Erfolg einer
Branche: Zuerst eine weitestge-
hend stoffliche Nutzung des Hol-
zes und das Restholz in die ener-
getische Verwertung.
• Politische Rahmenbedingungen
für mehr Erfolg: Holzbau als fester
Bestandteil der Studiengänge Ar-
chitektur und Bauingenieurwesen
sowie Vergabekriterien, die sich an
der Zielsetzung der Energiewende
orientieren, und ein CO2-Bonus für
verantwortungsvolles Handeln.
• Unternehmerische Eigenverant-
wortung als partnerschaftlichen
Beitrag: Nicht nur Forderungen an
die Politik richten sondern auch
sich selbst fordern, in die eigene Sa-
che „Berufsstand“ und „pro Holz
Bayern“ zu investieren.
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Faire Beteiligung der Städte und Gemeinden an der Prosperität des Landes

Kommunen können Bildungsakzente setzen
Die Debatte um die Staatsschul-

denkrise hat das Jahr 2011 geprägt.
Das Fazit liegt auf der Hand und
bestätigt die finanzpolitische Tra-
dition Bayerns auf voller Linie:
Nur eine nachhaltige, moderne
und aktive Finanzpolitik bildet die

Grundlage, um Zukunft sicher und
erfolgreich zu gestalten. Nur Län-
der mit einer nachhaltigen Finanz-
politik haben enorme Gestaltungs-
kraft, nur die soliden Länder blei-
ben dynamisch und sind auf Dauer
attraktiv. Deutschland ist der Sta-
bilitätsanker in Europa, Bayern der
Stabilitätskern in Deutschland!

Der Freistaat hat mit seinem
Haushalt ohne neue Schulden be-

reits frühzeitig das richtige finanz-
politische Signal gesetzt. In Bay-
ern gilt bereits seit dem Jahr 2006
das gesetzliche Ziel eines ausge-
glichenen Haushalts. Diese Schul-
denbremse ist kein bloßer Pro-
grammsatz: Mit dem Nachtrags-
haushalt 2012 legt der Freistaat
mittlerweile nun schon zum sieb-
ten Mal in Folge einen allgemei-
nen Haushalt ohne neue Schul-
den vor.

Diese Ausgabenpolitik mit Au-
genmaß hilft, den politischen Ge-
staltungsspielraum für die Zu-
kunft zu bewahren und die richti-
gen Akzente zu setzen. Allein im
Nachtragshaushalt 2012 werden
700 Millionen Euro zusätzlich in
Zukunft investiert. Unsere
Schwerpunkte sind Bildung und
Familie, Demographie und Infra-
struktur, Energie und Klima. In
den nächsten fünf Jahren wollen
wir über eine Milliarde Euro für
die Energiewende ausgeben. Kein
anderes Land betreibt so engagiert
den Umstieg in der Energie wie

Bayern! Auch mit der Investiti-
onsquote von zwölf Prozent steht
der Freistaat an der Spitze der Flä-
chenländer West.

Zudem trifft der Freistaat ver-
antwortungsbewusst Vorsorge für
schlechtere Zeiten. Die Rücklagen
werden in 2012 auf über zwei Mil-
liarden Euro gestärkt. Denn es
gilt: In konjunkturell guten Zeiten
müssen wir den Haushalt ohne
neue Schulden für die Folgejahre
absichern. Gleichzeitig wollen wir
im Rahmen des Haushaltsab-
schlusses 2011 Schulden in Höhe
von 250 Millionen Euro tilgen.
Kein anderes Land zahlt weit über
drei Milliarden Euro in den Län-
derfinanzausgleich und tilgt
gleichzeitig Schulden! In Bayern
gilt 2012 der finanzpolitische
Dreiklang: ausgeglichenen Haus-
halt fortführen, Rücklagen stär-
ken, Schulden tilgen.

Zudem bleibt die bayerische
Staatsregierung ein verlässlicher
Partner der Kommunen. Insge-
samt erhalten sie 2012 mit dem

Kommunalen Finanzausgleich
rund 7,26 Milliarden Euro. Dieser
höchste Finanzausgleich aller Zei-
ten bedeutet eine faire Beteiligung
der Kommunen an der Prosperität
des Landes und ist ein wuchtiges
Signal. Die Kommunen haben so
die Chance, starke Akzente in den
Bereichen Bildung und ländlicher
Raum zu setzen. Die reinen Lan-
desleistungen des kommunalen
Finanzausgleichs steigen 2012 so-
gar um 6,5 Prozent oder 412,9
Millionen Euro auf rund 6,79 Mil-
liarden Euro.

Auch im Jahr 2012 gilt mehr
denn je: Sicherheit und Stabilität
bei den Finanzen sind die zentra-
len Herausforderungen des Staa-
tes. Meine Philosophie lautet da-
her: Sicherheit zuerst. Wir müssen
durch unsere vorausschauende
und vorsorgende Politik den
Haushalt ohne neue Schulden
auch für die Zukunft so weit mög-
lich absichern. Ziel Bayerns ist
eine starke, stabile und sichere
Haushaltspolitik!

Von
Finanzminister
Markus Söder
(CSU)

fen Bamberg erstmals per Schiff
ZAPF-Fertiggaragen nach Öster-
reich transportiert; vom bayernha-
fen Regensburg gingen Krones-
Biertanks per Schiff über Antwer-
pen nach Nigeria. Räume entwi-
ckeln – im Dialog bayernhafen Ge-
schäftsführer Joachim Zimmer-
mann: „Wer hätte vor ein paar Jah-
ren gedacht, dass Biomasse zum
Transportgut wird oder Schiffe
Windkraftanlagen in den Balkan
transportieren? Wir brauchen den
Spielraum, uns auf wandelnde An-
forderungen der Wirtschaft einzu-
stellen, denn Hafen ist nicht
Selbstzweck, sondern Spiegelbild
wirtschaftlicher Entwicklung. Wir
legen daher größten Wert darauf,
Akzeptanz für Hafen-Infrastruktur
auch auf lokaler Ebene zu schaffen.
2011 sind wir dabei ein großes
Stück vorangekommen.“

Geräuschintensives
Gewerbe im Hafen

In einem intensiven Dialog mit
der Stadt Nürnberg hat die bay-
ernhafen Gruppe über Jahre hin-
weg ein Tool erarbeitet, das Lärm
„in Portionen“ fasst und diese ein-
zelnen Gewerbegrundstücken zu-
weist. Das Sondergebiet Hafen
wurde so in mehr als 30 Teilflä-
chen mit jeweils spezifischen Ge-
räuschkontingenten gegliedert.
Dies erlaubt zum Beispiel im Zen-
tralbereich, fern der Wohnnach-
barschaft, geräuschintensivere, in-
dustrietypische Nutzungen. Ein
fairer Interessensausgleich zwi-
schen Betrieben im Hafen und der
Wohnnachbarschaft, der Hafen-
Entwicklung möglich macht. Joa-
chim Zimmermann: „In konstruk-
tivem Dialog mit den Kommunen
schaffen wir Räume, von denen
alle profitieren: die verladende In-
dustrie, die Hafenansiedler, die
Kommunen und die Bürger.“

2012 stehen bei bayernhafen
gleich zwei Jubiläen an: Der bay-
ernhafen Bamberg wird 50 Jahre
alt, der bayernhafen Nürnberg,
Süddeutschlands größtes Güter-
verkehrszentrum, 40 Jahre.„Wan-
del ist der Normalfall. Wir gestal-
ten den Wandel aktiv an all unse-
ren Standorten. So stärken wir
dauerhaft die Position der Häfen
als Drehscheiben für den weltwei-
ten Warenaustausch. Auch 2012
werden wir diesen Weg konse-
quent weitergehen“, so Zimmer-
mann. > BSZ

Was Unternehmen im Hafen
tun, ist klar – sie produzieren, la-
gern und verarbeiten, sie kommis-
sionieren, verladen und versen-
den. Eine Vielfalt an Unterneh-
men aus Produktion, Logistik und
Dienstleistung eben. Doch was tut
eine Hafengesellschaft wie die
bayernhafen Gruppe an und mit
ihren Binnenhäfen Aschaffen-
burg, Bamberg, Nürnberg, Roth,
Regensburg und Passau?

Der Standort-Architekt bayern-
hafen entwickelt unternehmens-
und standortübergreifend Strate-
gien, investiert in leistungsfähige
Infrastruktur für Schiff, Bahn und
LKW und erschließt in enger Zu-
sammenarbeit mit den Hafenan-
siedlern neue Wertschöpfungs-Po-

tenziale. bayernhafen setzt dabei
auf vorausschauendes Flächenma-
nagement, Konversion und die „re-
volvierende Grundstücksnut-
zung“. Das heißt Flächen werden
in Erbpacht auf Zeit vergeben; so
kann bayernhafen Ansiedlungen
aktiv und nachhaltig gestalten –
immer im engen Dialog mit der
Standort-Kommune und den Ha-
fenansiedlern.

Mit rund 500 Unternehmen und
etwa 12 000 Beschäftigten zählen
die bayernhafen Standorte zu Bay-
erns Wirtschaftsmotoren. Viele in-
ternational tätige Unternehmen
wie zum Beispiel BayWa, BÄKO,
Kühne & Nagel, Rhenus und wei-
tere haben sich an bayernhafen
Standorten niedergelassen. Die
bayerische Automobilindustrie,
global player wie Siemens, Linde
oder Krones und viele Mittelständ-
ler verladen von hier aus ihre Pro-
dukte in die ganze Welt. So wurden
2011 zum Beispiel vom bayernha-

Die bayernhafen Gruppe entwickelt Standorte

Geschäftsfeld Ansiedlung

Im Hafen Regensburg wird Schwer-
gut verladen. FOTO BAYERNHAFEN

2011 war ein gutes Baujahr – doch in 2012 braucht die Branche wieder Impulse von Staat und Kommunen

Investitionskraft der öffentlichen Hand ist entscheidend
Das Baujahr 2011 ist in Bayern

gut verlaufen. Die Umsätze
sind um rund 11 Prozent gestie-
gen, auch die Beschäftigung hat
zugenommen. Als Impulse haben
das Konjunkturprogramm des
Vorjahres, eine kräftige Steigerung
der Nachfrage nach WohnImmo-
bilien sowie ein robuster Wirt-
schaftsbau gewirkt

Für die weitere Entwicklung in
Bayern ist die Investitionskraft
von Staat und Kommunen wieder-
um von entscheidender Bedeu-
tung. Sei es dass die verunsichern-
de Wirkung der Finanzmarktkrise
die Konjunktur wiederum ein-

trübt oder sei es dass die Wachs-
tumskräfte der Wirtschaft sorgsam
umhütet und gepflegt sein wollen:
Die Haushaltspolitik ist erneut in
die Verantwortung genommen
und vor besondere Herausforde-
rungen gestellt.

Da geht es – zunächst – um den
vorbildhaften Umgang mit unse-
ren „realen“ Werten (Wertekultur
des öffentlichen Immobilienver-

mögens). Ihr pfleglicher Erhalt
und ihre Ausrichtung auf den Be-
darf unserer Kinder ist eine Dau-
eraufgabe, für die ein Bewusstsein
zu kultivieren Ausdruck eines
hoch entwickelten Staatswesens
ist. Das schlägt sich nieder im Ge-
bot für Staat oder Kommune, im
Haushalt zuerst einen Sockel von
15 Prozent für Investitionen fest-
zulegen vor den Ausgaben für das
Heute („Zukunftsvorrang“). Der
Staat ist nun einmal derjenige, der
die bauliche Infrastruktur für Bil-
dung, Gesundheit und Mobilität
(unter anderem) allein in der
Hand hat.

Das gilt insbesondere für die
Verkehrswege-Infrastruktur. Mit
dem Beitritt der osteuropäischen
Länder zur EU ist Bayern in den
geographischen Mittelpunkt die-
ser erst auszubauenden Wachs-
tumsunion gerückt. Die Verkehrs-
wege in diese benachbarten
Wachstumsmärkte sind dem je-
doch bei weitem nicht gewachsen.
So dauert die Zugfahrt von Mün-
chen nach Prag mit rund sechs
Stundne doppelt so lang wie nach
Frankfurt am Main, obwohl annä-
hernd gleiche Entfernung.

Auch die Linienplanung für die
Ausrichtung des Autobahnnetzes
bedarf einer neuen Strategie. Den
„Bottleneck“, den der Autobahn-
ring um München für den durch
Bayern laufenden Nord-Süd-Ver-

kehr darstellt, durch Aufweitung
des Münchner Autobahnringes
auf 8 Spuren zu knacken, ist kurz-
sichtig gedacht. Die intelligente
Lösung ist die weiträumige Ent-
zerrung des Nord-Süd-Verkehrs:
das heißt, die „östliche“ Verbin-
dung von Regenburg, Landshut
nach Rosenheim (B 15 neu) kraft-
voll voranbringen (und dabei die
modernsten Maßstäbe der Ver-
kehrswegeplanung anzulegen).
Wer diese Erschließungsfunktion
nicht erkennen und den Standard
dieser Route zurückdrehen will,
hinkt der Zeit hinterher. Zudem
gilt es, die „Kohäsionsbedeutung“
zu erkennen und die B 20 sowie
die B 303 neu in Oberfranken
nach Tschechien autobahnähn-
lich auszubauen.

Der intelligent gebaute Perso-
nen- und Güterumschlag wird ein
Erfolgsschlüssel im Wettbewerb
der Regionen sein. Die herkömm-
lichen Planungs- und Bauzeiten
lassen uns ins Hintertreffen gera-
ten, wenn wir hier nicht innovativ
werden. Es gilt Zeit einzukaufen.
Dabei sollten wir den Mut haben
zu experimentieren, um Phantasie
und Wettbewerb in die über Jahr-
zehnte eingefahrenen Strukturen
zu bringen. Wir haben dazu Mo-
delle vorgelegt und mit Studien
unterlegt, beispielsweise ÖPP
auch für das bayerische Schienen-
netz.

Unser Vorschlag für ein Pilot-
projekt ist die Schienenverbin-
dung München-Mühldorf-Freilas-
sing mit Chemiedreieck (ABS 38),
zudem ein Teilstück des TEN-17
Korridors. Die Vergabe der Stre-
ckenkonzession im Wettbewerb
erbringt die wirtschaftlichste Lö-
sung. Die bereits bei Projektbe-
ginn feststehende Finanzierung
ermöglicht eine optimale Bauab-
wicklung. So verringern sich die
Bauzeit erheblich und dadurch
auch die Finanzierungskosten.
Auch bei Ausschöpfen aller Krea-
tivitäts- und Optimierungspoten-
tiale wird sich unser Konzept
nicht selbst finanzieren. Das ent-
spricht allen internationalen Er-
fahrungen. So trägt der französi-
sche Staat beim ÖPP-Projekt
Tours-Bordeaux die Hälfte. Wie in
Frankreich sollte auch für unser
Projekt ein Engagement der Euro-
päischen Investitionsbank (EIB)
in Höhe von rund 10 Prozent der
Investitionsmittel sowie die Ein-
bindung weiterer Fördermittel
(zum Beispiel TEN-Mittel der EU)
möglich sein. Durch die neuge-
schaffenen EU-Projektanleihen
sind anfängliche Projektrisiken
abzusichern. Die Beteiligung pri-
vaten Kapitals sollte durch einen
Steuerbonus – jährliche Abschrei-
bungsmöglichkeit von 2 Prozent
der Anlagesumme – gefördert wer-
den.

Von
Gerhard Hess,
Hauptge-
schäftsführer
des Bayerischen
Bauindustrie-
verbandes e. V.

Der vierspurige Ausbau der Bundesstraßen B20 und B15 neu entlastet Mün-
chen. GRAFIK BAYERISCHER BAUINDUSTRIEVERBAND


